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Mietrecht modernisieren

Investitionen anreizen und Mieter schiitzen

66 Prozent der Mietwohnungen in Deutschland stehen im Eigentum privater Vermieter. Aufgrund ihrer gerin-
gen eigenen finanziellen Leistungsfahigkeit realisieren sie Uberwiegend kleinteilige Modernisierungen (vgl.
BBSR-Studie Privateigentimer von Mietwohnungen in Mehrfamilienhdusern 2/2015). Die formellen Hiirden
bei der Modernisierungsmieterhéhung gemaf § 559 BGB bewirken jedoch, dass viele private Vermieter von
Modernisierungen im laufenden Mietverhéltnis absehen.

Haus & Grund begruf3t daher, dass fir kleinere Modernisierungen ein vereinfachtes Modernisierungsverfahren
eingefuhrt werden soll, bei dem die formellen Anforderungen an die Ankindigung abgesenkt werden sollen.
Hierdurch wird das Investitionsverhalten der privaten Vermieter — insbesondere mit Blick auf energetische
Modernisierung und den altersgerechten Umbau — gestarkt, Mieter aber gleichzeitig vor hohen Mieterhéhun-
gen geschitzt. Um dies zu erreichen, sollten die formellen Anforderungen jedoch umfassender abgesenkt
werden als bisher beschlossen. Denn nicht nur die Ankiindigung, sondern gerade auch die Mieterhéhungser-
klarung stellen fur private Vermieter eine sehr hohe Hurde da. Ausreichend sollte daher eine Mieterhtéhungs-
erklarung in Textform sein, anhand der die aufgewendeten Kosten sowie die Berechnung der Mieterh6hung
nachvollzogen werden kénnen.

Umfragen unter privaten Vermietern zeigen, dass diese keine extremen Mieterh6hungen verlangen und ein
grol3es Interesse an langanhaltenden, storungsfreien Mietverhéltnissen haben. Haus & Grund unterstitzt das
Anliegen, gegen extreme Mieterh6hungen und gezieltes ,Herausmodernisieren” vorzugehen. Wohnimmobilien
durfen nicht weiter von Finanzinvestoren missbraucht werden, um ihre kurzfristigen Renditen zu erhéhen.
Aber gleichzeitig sollte darauf geachtet werden, dass der gute allgemeine Wohnstandard in Deutschland im

T Interesse der Mieter aufrechterhalten werden kann. Modernisierungen, die einen Wohnung lediglich in den

allgemein Ublichen Standard versetzen, sollten daher von den neuen Beschrankungen ausgenommen sein.
Ansonsten droht am Wohnungsmarkt eine Zwei-Klassen-Gesellschaft.
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Starkung der einfachen Mietspiegel — transparente Datenlage

Mietspiegel sind ein gutes Instrument, um Mieterhéhungen in bestehenden Mietverhaltnissen zu begriinden.
Mietern wie Vermietern geben sie Orientierung. Diese Funktion erfllllen qualifizierte und einfache Mietspiegel
gleichermaRen. Mit Einfihrung der Mietpreisbremse haben Mietspiegel eine ganz neue Bedeutung bekom-
men: Sie sollen Auskunft dartiber geben, ob sich eine Miete beim Abschluss eines Mietvertrags im gesetz-
lichen Rahmen befindet oder nicht.

Dariiber ist eine Debatte entflammt, ob und inwieweit Mietspiegel die ortsiibliche Vergleichsmiete korrekt wie-
dergeben, wo und wann Verzerrungen im Erstellungsprozess auftreten und nicht zuletzt auch dartber, inwie-
weit Mietspiegel preislenkend als politisches Instrument eingesetzt werden.

Auch die Gerichte missen vermehrt dartiber entscheiden, ob die im Mietspiegel angegebene Miete tatsachlich
der ortsiiblichen Vergleichsmiete entspricht. Dies hat auch die Politik erkannt. Sie will insbesondere qualifi-
Zierte Mietspiegel ,gerichtsfest* machen. Der Gedanke dahinter ist, dass qualifizierte Mietspiegel nach wis-
senschaftlichen Kriterien erstellt werden missen, welche eine héhere Prazision des Mietspiegels vermuten
lassen. In der Praxis scheitert die Wissenschaftlichkeit aber bereits allzu haufig an einer mangelhaften Daten-
grundlage. Dies verzerrt die Angaben zur ortstiblichen Vergleichsmiete und fiihrt zu Streitigkeiten zwischen
Mietern und Vermietern. Gesetzlich ist derjenige, der Zweifel an der Richtigkeit des Mietspiegels hat, verpflich-
tet zu beweisen, ob dieser nach wissenschaftlichen Grundsétzen erstellt wurde. Meist ist dies nur mit teuren
Gutachten méglich.

Den qualifizierten Mietspiegel durch héhere Beweisanforderungen bei gerichtlichen Auseinandersetzungen
starken zu wollen, fhrt aus Sicht von Haus & Grund Deutschland in die falsche Richtung. Vielmehr muss aus
rechtsstaatlichen Erwagungen heraus die Akzeptanz von Mietspiegeln insgesamt gestarkt werden. Dies ge-
lingt nur durch gréRtmdgliche Transparenz und mit einer mdglichst hohen Beteiligung von Mietern und Ver-
mietern an der Datenerhebung. Es muss aber eben auch méglich sein, die Richtigkeit von Mietspiegeln ge-
richtlich Gberpriifen zu lassen. Die hohe Beweiskraft eines qualifizierten Mietspiegels erscheint angesichts der
schlechten Datengrundlage nicht angemessen. Daher sollte auf die gesetzliche Vermutung, dass ein nach
wissenschaftlichen Grundséatzen erstellter Mietspiegel die ortstibliche Vergleichsmiete korrekt wiedergibt, ver-
zichtet werden. Einfache Mietspiegel sind vollkommen ausreichend. Deshalb sollten Stadte und Gemeinden
aus Sicht von Haus & Grund Deutschland kiinftig auf qualifizierte Mietspiegel verzichten und einfache Miet-
spiegel starken.

Mietpreisbremse umgehend abschaffen

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, worauf Haus & Grund von Beginn der Diskussion an hingewiesen hat:
Die Mietpreisbremse ist nicht geeignet, bezahlbare Mieten fir alle Einkommensgruppen in Ballungsraumen zu
sichern. Regulierte Mieten kénnen keinen Zugang zu Wohnraum er6ffnen. Durch gedrosselte Mieten werden
die ohnehin beliebten Stadtteillagen fir alle Einkommensschichten noch attraktiver. Die Nachfrage nach
Wohnraum nimmt weiterhin deutlich zu, die Méglichkeit, den Zuschlag fiir die Wohnung zu erhalten, sinkt da-
gegen — inshesondere fur untere Einkommensschichten — deutlich ab. Einschneidendes Auswahlkriterium sind
nun einmal die Vermoégensverhaltnisse der Wohnungssuchenden. An dieser, die Situation verscharfenden,
Wirkung der Mietpreisbremse wiirden auch derzeit diskutierte Verscharfungen nichts andern. Haus & Grund
fordert daher, die Regelungen der Mietpreisbremse umgehend abzuschaffen.
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Erhdhung des Anteils erneuerbarer Energien im Mietwohnungsbestand

Bis 2050 strebt die Bundesregierung einen nahezu klimaneutralen Gebaudebestand an. Um dieses Ziel zu
erreichen, ist geplant, sowohl die Energieeffizienz als auch den Einsatz erneuerbarer Energien im Heizungs-
und Warmwasserbereich zu steigern. In vermieteten Mehrfamilienhausern bieten sich folgende Lésungen an,
um die Energieeffizienz und den Anteil erneuerbarer Energien deutlich zu erhéhen:

KWK- oder Fotovoltaikanlagen kénnen einen bedeutenden Beitrag zur Erhéhung des Anteils erneuerbarer
Energien im Stromnetz leisten. Sie kdnnen bei kleineren Gebauden jedoch nur rentabel betrieben werden,
wenn der mit ihnen gewonnene Strom an die im Haus wohnenden Mieter verkauft werden kann. Hierbei wer-
den private Vermieter bisher aber wie ein Stromlieferunternehmen behandelt. Sie miissen ein Gewerbe an-
melden und Stromlieferungsvertrdge mit den Mietern abschlie3en, die diese jederzeit kiindigen kdnnen. Priva-
ten Vermietern droht also jederzeit die Gefahr, dass der Betrieb ihrer Anlagen durch eine Kiindigung einzelner
Mieter unrentabel wird.

Um dieses Investitionsrisiko fir Vermieter zu minimieren, muss es ihnen erméglicht werden, die Kosten des
Stroms — vergleichbar der Warme Uber die Heizkostenverordnung (HeizKostenV) — Uber eine Stromkosten-
verordnung (StromKostenV) als Betriebskosten abzurechnen. Damit wiirde sich nicht nur der Anreiz bei den
Eigentiimern, sondern auch fur Contracting-Unternehmen erhdhen, Investitionen in effiziente oder erneuerba-
re Technik im bisher unrentablen Markt bestehender Mehrfamilienhduser vorzunehmen. Fir die Mieter bedeu-
tet dies, dass sie — wie bei der Warmeversorgung — zwar langfristig gebunden sind, dafir aber von einem
stabilen und giinstigeren Strompreis profitieren. Die Hohe des maximal zulassigen Entgelts kann sich bei-
spielsweise an dem Grundversorgungstarif des regionalen Stromanbieters orientieren. Es muss aber so hoch
sein, dass es flr den Vermieter einen Investitionsanreiz darstellt.

Schonheitsreparaturen

Der Bundesgerichtshof hat in den vergangenen Jahren viele anerkannte Vertragsklauseln zur Ubertragung der
Schénheitsreparaturpflicht auf den Mieter fir unwirksam befunden. Dies fuhrt zu erheblichen Rechtsunsicher-
heiten, denn zu Beginn des Mietverhaltnisses wirksame Klauseln wurden mit den gerichtlichen Entscheidun-
gen ruckwirkend fur unwirksam erklart. Gleichzeitig hat diese Rechtsprechung Auswirkungen auf die bereits
bestehenden Mietspiegel. Bisher wurde vielerorts davon ausgegangen, dass die Schonheitsreparaturen im
Rahmen von Nebenabreden auf die Mieter lbertragen wurden. Zuschlage fiir Schénheitsreparaturen sind nur
in seltenen Féllen explizit als Zuschlag ausgewiesen, weil entsprechende Preise derzeit vom Markt nicht wi-
dergespiegelt werden kdnnen. Dies heizt die Diskussion um die Richtigkeit von Mietspiegeln weiter an. Wir-
den Mietverhéltnisse zur Grundlage genommen, in denen der Vermieter die Schénheitsreparaturen tber-
nimmt, wéare der Mietspiegel ungleich héher.

Nach standiger Rechtsprechung des BGH ist es zwar grundsatzlich immer noch maglich, die Schonheitsrepa-
raturen auf den Mieter zu Ubertragen. Dies gilt aber nur dann, wenn die Wohnung bei Beginn des Mietverhalt-
nisses in einem renovierten Zustand an den Mieter tibergeben oder dem Mieter fiir die Abnutzungen der Vor-
mieter ein angemessener Ausgleich gewahrt wurde. Quotenabgeltungsklauseln, starre Fristen, End- oder
Anfangsrenovierungsklauseln sind unabhangig vom Renovierungsstand der Wohnung unwirksam.

Die Ubertragung der Renovierungspflicht im laufenden Mietverhéaltnis auf den Mieter muss jedoch weiterhin
mdoglich bleiben, denn der Mieter kann, wenn er handwerklich geschickt ist, hdhere Mietpreise durch Selbst-
vornahme sparen und sich organisatorischen Aufwand, wie regelmaRige Inspektionen einzelner RGume sowie
Handwerkertermine, ersparen. Der Mieter kann weitestgehend selbst entscheiden, wann er die Schénheitsre-
paraturen durchfihren will.
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Um eine komplette Neuberechnung der Mietspiegel zu umgehen, aber auch um Rechtssicherheit fir Vermie-
ter und Mieter zu schaffen, fordert Haus & Grund, dass der Gesetzgeber rechtssicher regelt, dass und in wel-
chem Umfang Schonheitsreparaturen auf den Mieter Uibertragen werden kénnen. Eine gangbare Losung wére
beispielsweise eine Kombination aus starren Fristen sowie einer Quotenabgeltungsklausel unter der Pramis-
se, dass spatestens beim Auszug die Leistung durch den Mieter zu erbringen ist.

Haus & Grund Deutschland

Haus & Grund ist mit rund 900.000 Mitgliedern der mit Abstand gré3te Vertreter der privaten Haus-,
Wohnungs- und Grundeigentiimer in Deutschland. Die Haus & Grund-Mitglieder bieten tGber 10 Millionen
Mietern ein Zuhause. Den Zentralverband mit Sitz in Berlin tragen 22 Landesverb&nde und 867 Vereine.

Als Mitglied der Union Internationale de la Propriété Immobiliere (UIPI) engagiert sich
Haus & Grund Deutschland auch fir den Schutz des privaten Immobilieneigentums in der
Europaischen Union.

Volkswirtschaftliche Bedeutung der privaten Immobilieneigentimer

» Die privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentiimer in Deutschland verfiigen tber rund 33,3 Millionen
Wohnungen, also Uber 80,6 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes.

» Sie bieten 66 Prozent aller Mietwohnungen an.

» Sie bieten knapp 30 Prozent aller Sozialwohnungen an.

» Sie stehen zudem fur 76 Prozent des Neubaus von Mehrfamilienh&usern.

P Sie investieren jahrlich Uber 95 Milliarden Euro in ihre Immobilien.

» Diese Summe entspricht der Halfte der Umsatze der Bauindustrie mit ihren 2,2 Millionen Beschéftigten.

» Unter Beriicksichtigung der positiven Beschéftigungseffekte in weiteren Branchen sichern oder schaffen
diese Investitionen jahrlich insgesamt 1,8 Millionen Arbeitspléatze.

Seite 4 von 4



	Investitionen anreizen und Mieter schützen
	Stärkung der einfachen Mietspiegel – transparente Datenlage
	Mietpreisbremse umgehend abschaffen
	Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien im Mietwohnungsbestand
	Schönheitsreparaturen

